
Am 13. März 2016 wird in Baden-Württemberg
ein neuer Landtag gewählt.  Mit  unserer Feu-
erwehrpolitischen  Initiative  möchten  wir  die
Kandidatinnen  und  Kandidaten  auf  unsere
Forderungen hinweisen, die wir an eine neue
Landesregierung stellen.

Wir konnten zwar in der vergangenen Legis-
laturperiode  endlich  wieder  etwas  bewegen
und  hatten  Zuhörer  und  Ansprechpartner  in
den Fraktionen und der  Regierung,  dennoch
sind  einige  uns  besonders  wichtige  Themen
bislang nicht aufgegriffen worden.

Die  Landtagswahl  ist  nun der  Anlass  erneut
etwas zu bewegen. Dazu benötigen wir  dein
Engagement und Hilfe.  Spreche deine Wahl-
kreiskandidatinnen  und  -kandidaten  auf  un-
sere Forderungen an und begründe sie.

Der Flyer  soll  dir  dabei  helfen.  Sammele für
uns Unterstützer. Siehe Rückseite und sende
diese an uns zurück. Du kannst den Flyer na-
türlich auch als Informationsmaterial an deine
Kollegen/Kameraden verteilen.

Weitere Änderungen im 
Beamtenrecht notwendig.
Zwar  wurde  am  Ende  der  Legislaturperiode
die  Sonderaltersgrenze  für  Feuerwehrbeam-
tinnen  und  -beamte  im  Einsatzdienst  wieder
auf  das  60.  Lebensjahr  zurückgeführt,  dabei
wurde jedoch die frühere Antragsaltersgrenze
mit  dem 58.  Lebensjahr  nicht  wieder  herge-
stellt.
Mit der Einführung der Integrierten Leitstellen
(ILS)arbeiten  inzwischen  viele  Feuerwehrbe-
amtinnen  und  –beamte  als  Leitstellendispo-
nenten.  Deren  Tätigkeit  ist  nicht  minder
belastend  wie  die  der  reinen  Einsatz-
beamtInnen und – beamten. 

Ein Verbleib der Feuerwehrbeamten in den 
ILS ist daher nicht auf Dauer attraktiv. Eine 
hohe Fluktuation ist die Folge. Das mindert die
Qualität und erhöht die Ausbildungskosten.
Die Tätigkeit und die Anforderungen an die 
Kreisbrandmeister haben sich erheblich ver-
ändert. Kreisbrandmeister leisten heute 
ebenso Einsatzdienst wie Stadtbrandmeister.
 Da es insbesondere bei Feuerwehrbeamten 
die in Leitstellen, sowie als Kreis- bzw. 
Stadtbrandmeister eingesetzt werden 
Auslegungsproblemen des Gesetztes im 
Bezug auf die Sonderaltersgrenze, sowie die 
Feuerwehrzulage gibt, fordern wir für die 
Feuerwehr die Aufhebung der Einschränkung 
„Einsatzdienst“ durch den Austausch der 
Formulierung „Beamte des Einsatzdienstes 
der Feuerwehren“ in „Feuerwehrbeamte“, oder
eine Regelung zur Besitzstandswahrung nach 
15 Jahren Einsatzdienst.

Feuerwehrzulage erhöhen und 
dynamisieren !
Die Feuerwehrzulage ist eine pauschale Ab-
geltung der Erschwernisse im Einsatzdienst. 
Während die Erschwerniszulagen im Tarifbe-
reich der allgemeinen Einkommensentwick-
lung angepasst werden, wurde die Feuerwehr-
zulage seit 2008 nicht mehr erhöht. 
Wir fordern eine Erhöhung um 30 Euro, sowie 
deren Dynamisierung. Seit 2010 ist die 
Feuerwehrzulage nicht mehr ruhegehaltsfähig.
Es ist nur gerecht, wenn Erschwernisse auch 
in der Versorgung abgebildet werden, wie z.B.
in Bayern. 
 

Gleichstellung fw tech. Angestellten
mit Feuerwehrbeamten
Die  Anzahl  der  hauptamtlichen  Feuer-
wehrbeamten nimmt stetig zu.

 Die Mehrarbeitsvergütung gilt  jedoch nur
für  den  Einsatzdienst  bei  der
Berufsfeuerwehr.  Die  Zahlung  an
Einsatzbeamte  der  freiwilligen
Feuerwehren  ist  daher  ein  ständiger
Streitpunkt.  Die  Gleichstellung  bzw.
Klarstellung ist  überfällig,  Wir  fordern die
Streichung  der  Einschränkung  auf
Berufsfeuerwehren  und  den  Austausch
des  Wortes  „Berufs-feuerwehr“  durch
„Feuerwehr“ !

Nachwuchs sichern
Die Feuerwehren müssen um qualifizierten
geeigneten Nachwuchs kämpfen. 
Aufgrund  der  beamtenrechtlichen
Auslegung  des  Innenministeriums
Einsteiger  bei  den  Feuerwehren  in  allen
Laufbahnen  der  Feuerwehr  nur  noch  als
Anwärter  einzustellen,  wird  es  immer
schwieriger  geeignete  Bewerber  zu
bekommen,  da  der  Einstieg  von
Ingenieuren  und  Handwerkern  bei  der
Feuerwehr für die Bewerber eine massive
Einkommensverschlechterung  in  den
ersten Berufsjahren darstellt.  Dies könnte
mit  der  Gewährung  von
Anwärtersonderzuschlägen  kompensiert
werden, gegen deren Einführung sich das
Finanzministerium derzeit sträubt. 
Die  derzeitige  Praxis  bedeutet  für
Bewerber  des  mittleren  Dienstes  einen
Verlust  von  7.462  Euro  gegenüber  dem
Laufbahnrecht  vor  2015.  Das  es  auch
anders  geht,  zeigen  Niedersachsen,
Hessen und Rheinland Pfalz
Wir fordern den Erlass einer Verordnung,
die den Kommunen die Möglichkeit bietet,
Anwärtersonderzuschläge zu bezahlen.


